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Auf Grund
- des § 4 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 des Krankenpflegegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBI. I S. 1442),
- des § 6 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 des Notfallsanititergesetzes vom 22. Mai 2013 (BGBI. I S. 1348),

- des § 36 Absatz 2 und 3 des Brandenburgischen Krankenhausentwicklungsgesetzes vom 8. Juli 2009 (GVBI. I
S. 310), der durch Gesetz vom 18. Dezember 2012 (GVBI. I Nr. 44) neu gefasst worden ist, und

- des § 8 Absatz 2 des Brandenburgischen Krankenpflegehilfegesetzes vom 26. Mai 2004 (GVBI. I S. 244)

verordnet die Ministerin fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:
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§1

Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt die Voraussetzungen der staatlichen Anerkennung von Schulen fiir die Ausbildung in den
folgenden Gesundheitsberufen sowie die Aufsicht iiber diese Schulen:

1. Diétassistentin und Didtassistent,

2. Ergotherapeutin und Ergotherapeut,

3. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin und Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger,
4. Gesundheits- und Krankenpflegerin und Gesundheits- und Krankenpfleger,

5. Gesundheits- und Krankenpflegehelferin und Gesundheits- und Krankenpflegehelfer,

6.  Hebamme und Entbindungspfleger,

7.  Logopédin und Logopéde,

8. Masseurin und medizinische Bademeisterin und Masseur und medizinischer Bademeister,

9. Medizinisch-technische Assistentin fiir Funktionsdiagnostik und Medizinisch-technischer Assistent fiir Funk-
tionsdiagnostik,

10. Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentin und Medizinisch-technischer Laboratoriumsassistent,
11.  Medizinisch-technische Radiologieassistentin und Medizinisch-technischer Radiologieassistent,

12. Notfallsanititerin und Notfallsanitéter,

13.  Orthoptistin und Orthoptist,

14. Pharmazeutisch-technische Assistentin und Pharmazeutisch-technischer Assistent,

15.  Physiotherapeutin und Physiotherapeut,

16. Podologin und Podologe,

17. Rettungsassistentin und Rettungsassistent.

§2

Staatliche Anerkennung

(1) Tréger von Schulen, die eine Ausbildung in einem der in § 1 genannten Gesundheitsberufe durchfiihren wollen,
bediirfen der staatlichen Anerkennung. Hierflir muss ein Antrag bei der zustédndigen Behorde gestellt werden.

(2) Voraussetzung fiir die Erteilung ist, dass der Triager der Schule die Gewihr fiir eine dauerhafte und ordnungs-
gemdfle Ausbildung nach den Vorgaben der einschldgigen Berufsgesetze sowie der Ausbildungs- und Priifungs-
verordnungen und, soweit vorhanden, des Rahmenlehrplans des Landes Brandenburg bietet. Dabei sind der aktuelle
Stand der pddagogischen und didaktischen Erkenntnisse sowie die nachfolgenden Bestimmungen zu beachten.

(3) Die staatliche Anerkennung darf nur erteilt werden, wenn der Triger der Schule die notwendige Zuverldssigkeit
und wirtschaftliche Leistungsfahigkeit fiir eine dauerhafte und ordnungsgeméifle Ausbildung im jeweiligen Gesund-

heitsberuf besitzt. Die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit liegt insbesondere vor, wenn

1. ein Finanzplan vorliegt, aus dem hervorgeht, dass die Finanzierung hinreichend gesichert ist, und
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2. eine Bescheinigung in Steuersachen belegt, dass keine Steuerriickstdnde bestehen, ein fristgerechtes Zahlungs-
verhalten vorliegt und die Steuererklédrungspflichten erfiillt wurden.

(4) Die staatliche Anerkennung darf dariiber hinaus nur erteilt werden, wenn die Voraussetzungen der §§ 3 bis 9
erfiillt sind und der Triager der Schule auf Dauer jahrlich mindestens eine einziigige Ausbildung gewahrleistet.

(5) DieKlassen der in § 1 genannten Gesundheitsberufe diirfen nicht mehr als 25 Schiilerinnen und Schiiler haben.
(6) Die zustindige Behorde setzt die Hochstzahl der Ausbildungsplédtze und Anzahl der Klassen je Schule in Ab-
héngigkeit von den Ausbildungsbedingungen fest. Die Hochstzahl der Ausbildungsplitze sowie die Anzahl der Klas-
sen werden von der zustindigen Behorde neu festgesetzt, wenn sich die Voraussetzungen dndern.

(7) Erfullt der Triager der Schule einzelne Voraussetzungen gemill Absatz 4 oder gemdB den §§ 3 bis 9 nicht oder

nicht in vollem Umfang, kdnnen auf Antrag in begriindeten Einzelfdllen, insbesondere wenn es das offentliche In-
teresse erfordert, Ausnahmen zugelassen werden.

§3
Lehrer-Schiiler-Schliissel

(1) Jede Schule muss iiber eine im Verhiltnis zu den Ausbildungsplitzen ausreichende Anzahl fachlich und pada-
gogisch qualifizierter und von der zusténdigen Behorde bestitigter hauptberuflicher Lehrkréifte verfiigen.

(2) Als ausreichend gilt eine gemal § 4 Absatz 1 bis 4 qualifizierte, hauptberufliche und vollzeitbeschéftigte Lehr-
kraft fiir Schulen gemaf

1. § 1 Nummer 1, 2, 6, 8 und 15 fiir je zwo6If bis 15 Ausbildungsplatze,
2. § 1 Nummer 7, 13 und 16 fiir je sechs bis acht Ausbildungsplétze,

3. § 1 Nummer 9, 10, 11 und 14 fiir je zehn bis zwolf Ausbildungsplitze,
4. § 1 Nummer 3, 4, 5 und 12 fiir je 15 Ausbildungsplitze,

5. § 1 Nummer 17 fiir je 25 Ausbildungsplétze.

Die Schulleitung ist entsprechend ihrer Unterrichtsverpflichtung gemiaf3 § 5 Absatz 6 in den Lehrer-Schiiler-Schliissel
einzubeziehen.

(3) Werden hauptberufliche Lehrkrifte vom Tréager der Schule nicht ausschlieBlich nur an einer Schule eingesetzt
oder sind sie teilzeitbeschéftigt, sind zur Erfiilllung der Maflgabe nach Absatz 2 hauptberufliche Lehrkréfte ent-
sprechend den Vollzeitdquivalenten einzustellen.

§4
Lehrkrifte

(1) Hauptberufliche Lehrkréfte sind fachlich und paddagogisch qualifiziert, wenn folgende Voraussetzungen erfiillt
sind:

1. Nachweis iiber die Erlaubnis zum Fiihren der entsprechenden Berufsbezeichnung nach dem jeweiligen Berufs-
gesetz,

2. Nachweis eines Master-Abschlusses, aufbauend auf einem entsprechenden Bachelor-Abschluss, der zur Lehre
im jeweiligen Gesundheitsberuf beféhigt, dabei insgesamt mindestens 180 Leistungspunkte nach dem Euro-

péischen System zur Anrechnung von Studienleistungen (ECTS) in den Bereichen

a)  Fach- und Bezugswissenschaften mit 100 Leistungspunkten verteilt auf Bachelor- und Masterniveau,
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b) Bildungswissenschaften mit 60 Leistungspunkten verteilt auf Bachelor- und Masterniveau, davon
30 Leistungspunkte in der Berufsfelddidaktik und allgemeinen Didaktik und

¢)  supervidierte Praktika in der Lehre mit 20 Leistungspunkten {iberwiegend auf Masterniveau

oder

Nachweis iiber einen gleichwertigen Hochschulabschluss fiir die Lehre im jeweiligen Berufsfeld,
3. Nachweis iiber Berufserfahrung im jeweiligen Berufsfeld und

4. Nachweis gemaf § 30a des Bundeszentralregistergesetzes, dass die Lehrkraft sich nicht eines Verhaltens schul-
dig gemacht hat, aus dem sich die Unzuverléssigkeit zur Ausiibung der Lehre ergibt.

Hauptberufliche Lehrkrifte sind von der zustidndigen Behorde zu bestétigen.
(2) Abweichend von Absatz 1 Nummer 1 sind fiir Schulen

1. gemidB § 1 Nummer 3 auch Gesundheits- und Krankenpflegerinnen oder Gesundheits- und Krankenpfleger
sowie Krankenschwestern oder Krankenpfleger als hauptberufliche Lehrkrifte,

2. gemil § 1 Nummer 4 fiir geeignete Lehrgebiete auch Altenpflegerinnen oder Altenpfleger, Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegerinnen oder Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger sowie Kinderkrankenschwestern oder
Kinderkrankenpfleger als hauptberufliche Lehrkréfte und

3. gemiB § 1 Nummer 8 auch Physiotherapeutinnen oder Physiotherapeuten als hauptberufliche Lehrkréfte

geeignet. Die librigen Voraussetzungen nach Absatz 1 bleiben unberiihrt.

(3) Abweichend von Absatz 1 Nummer 1 gilt fiir Schulen gemiB3 § 1 Nummer 5, dass hauptberufliche Lehrkrifte

nur fachlich und pddagogisch qualifiziert sind, wenn sie die Erlaubnis zum Fiihren folgender Berufsbezeichnung

besitzen:

1. Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits- und Krankenpfleger,

2. Krankenschwester oder Krankenpfleger,

3. Altenpflegerin oder Altenpfleger,

4. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin oder Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger oder

5. Kinderkrankenschwester oder Kinderkrankenpfleger.

Sie miissen die weiteren in Absatz 1 aufgefiihrten Voraussetzungen erfiillen.

(4) Hauptberufliche Lehrkrifte bilden sich regelméaflig fort, insbesondere im fachspezifischen und padagogischen
Bereich sowie im Umgang mit Unterschiedlichkeit und der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen.

(5) Vollzeitbeschiftigte hauptberufliche Lehrkrifte diirfen an Schulen fiir Gesundheitsberufe nicht mehr als durch-
schnittlich 24 bis 26 Unterrichtsstunden je Woche unterrichten. Eine Unterrichtstunde dauert 45 Minuten. Zeiten fiir
die Begleitung der praktischen Ausbildung sind anzurechnen. Fiir besondere Aufgaben, zum Beispiel die Klassen-
leitung oder die Betreuung von Nachwuchslehrkréften, verringern sich die Unterrichtswochenstunden in angemesse-
nem Umfang.

(6) Als nebenberufliche Lehrkrifte wirken an der Ausbildung padagogisch geeignete Spezialistinnen und Spezia-
listen mit, soweit dies fiir das Erreichen der in dem entsprechenden Berufsgesetz genannten Ausbildungsziele der in
§ 1 genannten Gesundheitsberufe erforderlich ist. Als Spezialistinnen und Spezialisten gelten insbesondere Arztinnen
und Arzte fiir die Lehrgebiete der speziellen Krankheitslehre sowie Apothekerinnen und Apotheker bei der Aus-
bildung nach § 1 Nummer 14. Absatz 1 Nummer 4 gilt entsprechend.
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(7)  Zur Sicherung der Ausbildung in den Gesundheitsberufen und zur Gewinnung geeigneter Lehrkréfte konnen
auf Antrag Lehrkréfte, die noch nicht {iber die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nummer 2 verfiigen, als hauptberuf-
liche Nachwuchslehrkréfte von der zustdndigen Behorde bestétigt werden. Diese Bestdtigung darf nur erteilt werden,
sofern die Qualitidt der Ausbildung durch den Einsatz von Nachwuchslehrkriften nicht gefédhrdet wird. Die Be-
stitigung ist zu befristen und mit geeigneten Auflagen zur Sicherung der Ausbildungsqualitit und zum Erwerb der
unter Absatz 1 Nummer 2 genannten Voraussetzungen zu verbinden. Vollzeitbeschéftigte Nachwuchslehrkrifte
diirfen nicht mehr als 20 Unterrichtsstunden in der Woche unterrichten. Nachwuchslehrkrifte sind durch eine haupt-
berufliche Lehrkraft zu betreuen.

§5
Schulleitung

(1) Eine Schule fiir Gesundheitsberufe wird von einer hauptberuflichen und von der zustindigen Behorde bestétig-
ten Lehrkraft geleitet.

(2) Die Schulleitung muss die in § 4 Absatz 1 genannten Voraussetzungen erfiillen. Dariiber hinaus muss sie eine
Berufserfahrung von mindestens zwei Jahren in der Lehre nachweisen.

(3) Abweichend von § 4 Absatz 1 Nummer 1 kdnnen Schulen nach

1. § 1 Nummer 3 auch von einer Gesundheits- und Krankenpflegerin oder einem Gesundheits- und Kranken-
pfleger, einer Krankenschwester oder einem Krankenpfleger,

2. § 1 Nummer 8 auch von einer Physiotherapeutin oder einem Physiotherapeuten,

3. § 1 Nummer 13 auch von einer Augenirztin oder einem Augenarzt,

4. § 1 Nummer 14 auch von einer Apothekerin oder einem Apotheker,

5. § 1 Nummer 12 und 17 auch von einer Notérztin oder einem Notarzt

geleitet werden. Die iibrigen Voraussetzungen nach § 4 Absatz 1 bleiben unberiihrt.

(4) Fiir die Schulleitung einer Schule nach § 1 Nummer 5 ist § 4 Absatz 3 anzuwenden.

(5) Die Schulleitung bildet sich regelméBig fort, insbesondere im fachspezifischen und padagogischen Bereich, im
Bereich der Leitung von Schulen sowie im Umgang mit Unterschiedlichkeit und der Arbeit mit Menschen mit Be-

hinderungen.

(6) Die Schulleitung muss selbst Unterricht erteilen. Die Unterrichtsverpflichtung soll mindestens 30 Prozent und
darf hochstens 50 Prozent der Unterrichtstunden einer hauptberuflichen Lehrkraft umfassen.

(7) Eine der hauptberuflichen Lehrkrifte gemédll § 4 Absatz 1 bis 3 ist als stellvertretende Schulleitung zu benen-
nen. Fiir die stellvertretende Schulleitung gelten die Absétze 2 bis 5 sowie Absatz 6 Satz 1 entsprechend.

(8) Unterhilt ein Tréger an einem Standort mehrere Schulen fiir Gesundheitsberufe als Schulzentrum, muss jede
Schule von einer Schulleitung gemdB den Absétzen 1 bis 4 geleitet werden. Zusétzlich kann eine Person mit der
Gesamtleitung des Schulzentrums beauftragt werden. Die Absétze 1 bis 5 sind dabei zu beachten, von Absatz 6 kon-
nen Ausnahmen zugelassen werden.

§6

Standort der Schule und Standort des Schulzentrums

(1) Eine Schule fiir Gesundheitsberufe ist eine Ausbildungsstétte oder juristische Person gemél § 35 Absatz 1 des
Brandenburgischen Krankenhausentwicklungsgesetzes, der die staatliche Anerkennung fiir einen der in § 1 genannten
Gesundheitsberufe erteilt wurde. Sie soll nur an einem einzigen Standort betrieben werden.
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(2) Ein Schulzentrum ist eine Ausbildungsstitte oder juristische Person gemill § 35 Absatz 1 des Brandenbur-
gischen Krankenhausentwicklungsgesetzes, der die staatliche Anerkennung fiir mindestens zwei Schulen der in § 1
genannten Gesundheitsberufe erteilt wurde. Es soll nur an einem einzigen Standort betrieben werden.

§7

Réumliche und séchliche Ausstattung der Schule

(1) Eine Schule fiir Gesundheitsberufe muss iiber eine fiir den ordnungsgeméfBen Schulbetrieb angemessene raum-
liche und séchliche Ausstattung verfiigen.

(2) Als angemessene allgemeine rdumliche Ausstattung fiir eine einzligige Ausbildung gelten mindestens die in der
Anlage 1 aufgefiihrten Vorgaben. Im Fall einer mehrziigigen Ausbildung legt die zustindige Behorde die Aus-
stattung entsprechend fest.

(3) Als angemessene allgemeine séchliche Ausstattung gelten mindestens die in der Anlage 2 zu dieser Verordnung
aufgefiihrten Vorgaben.

(4) Neben der in den Anlagen 1 und 2 genannten allgemeinen rdumlichen und sichlichen Ausstattung sind spezi-
fische, der Fachrichtung entsprechende Ausstattungen und Einrichtungen zur Erreichung der jeweiligen im ent-
sprechenden Berufsgesetz festgelegten Ausbildungsziele erforderlich. Uber die spezifische, der Fachrichtung ent-
sprechende Ausstattung und Einrichtung entscheidet die zustdndige Behorde.

(5) Der Tréager der Schule ist verpflichtet, die einschldgigen Anforderungen der Bau-, Brand-, Gesundheits- und
Arbeitsschutzbestimmungen sowie der Medizinprodukte-Betreiberverordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. August 2002 (BGBL. I S. 3396), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 25. Juli 2014 (BGBI. 1
S. 1227) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung einzuhalten und entsprechende Nachweise vorzulegen.

§8
Praktische Ausbildung

(1) Die praktische Ausbildung findet in geeigneten und soweit die jeweiligen Berufsgesetze der Berufe nach § 1
dies vorschreiben, in von der zustdndigen Behorde erméchtigten Einrichtungen statt. Die Auswahl der Einrichtungen
obliegt der Schule.

(2) Zur dauerhaften Sicherstellung der praktischen Ausbildung muss der Trager der Schule, sofern er die praktische
Ausbildung nicht oder nicht vollstédndig in eigenen Einrichtungen sicherstellen kann, eine ausreichende Anzahl von
fachpraktischen Ausbildungsplédtzen in anderen geeigneten Einrichtungen nachweisen. Hierzu hat er Kooperations-
vereinbarungen mit den Trdgern dieser Einrichtungen abzuschlieBen. Diesen Vereinbarungen miissen die Art und
Dauer des Praxiseinsatzes sowie die Anzahl der fiir die praktische Ausbildung bereitgestellten Plitze zu entnehmen
sein. Ferner sind in diesen Vereinbarungen die verantwortlichen Fachkrifte fiir die Praxisanleitung, die verantwort-
lichen hauptberuflichen Lehrkréfte fiir die Praxisbegleitung sowie die sonstigen Aufgaben und Pflichten der Ver-
tragspartner festzuhalten.

(3) Die Schwerpunkte der praktischen Ausbildung sind in Form von Ausbildungsaufgaben durch die Schule unter
angemessener Beteiligung der Einrichtungen der praktischen Ausbildung festzulegen. Die Schule hat die mit der
praktischen Ausbildung betraute Einrichtung rechtzeitig {iber die Ausbildungsaufgaben zu informieren.

(4) Die praktischen Ausbildungseinsitze miissen durch eine angemessene Anzahl von Besuchen durch die haupt-
beruflichen Lehrkrifte der Schule begleitet werden. Als angemessen gilt in der Regel ein Besuch innerhalb von sechs
bis acht Wochen. Je Praxiseinsatz sollte in der Regel mindestens ein Besuch erfolgen. Die Praxisbegleitung dient
insbesondere

1. der Betreuung, Unterstiitzung und Forderung der Schiilerinnen und Schiiler,

2. der Beratung und Unterstiitzung der fiir die Praxisanleitung zustindigen Fachkrifte,
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3. der Leistungsiiberpriifungen der Schiilerinnen und Schiiler gemeinsam mit den Fachkriften fiir die Praxis-
anleitung und

4. der Uberwachung der Ausbildungsqualitit gemeinsam mit der Ausbildungseinrichtung.

(5) Neben den in den Absétzen 1 bis 4 genannten allgemeinen Anforderungen an die praktische Ausbildung sind,
soweit vorhanden, die Empfehlungen des Rahmenlehrplans des Landes Brandenburg zu beachten. Dariiber hinaus
konnen spezifische, der Fachrichtung entsprechende Anforderungen zur Erreichung der jeweiligen im entsprechenden

Berufsgesetz festgelegten Ausbildungsziele erforderlich sein. Uber die spezifischen Anforderungen entscheidet die
zustdndige Behorde.

§9
Ausbildungsunterlagen und Schulunterlagen

(1) Der Tréager der Schule muss die ordnungsgeméfle Durchfithrung der gesamten Ausbildung gegeniiber der zu-
stindigen Behorde durch Vorlage der in den nachfolgenden Absétzen benannten Unterlagen nachweisen.

(2) Es ist ein dem aktuellen Stand der Bildungswissenschaften entsprechendes Curriculum auf der Grundlage der
jeweils einschlidgigen Ausbildungs- und Priifungsverordnung und, soweit vorhanden, des Rahmenlehrplans des Lan-
des Brandenburg zu erstellen. Ergdnzend zum Curriculum ist in einer Rahmenstundentafel die geplante Verteilung

der Stundenzahl auf Féacher oder Themenbereiche und auf die jeweiligen Ausbildungsjahre darzulegen.

(3) In einem Rahmenablaufplan sind der theoretische und praktische Unterricht sowie die praktische Ausbildung
iiber die gesamte Ausbildungszeit wochenweise abzubilden.

(4) Fiir die praktische Ausbildung ist eine Ubersicht iiber die Einrichtungen und Einsatzbereiche unter Angabe der
Anzahl der zur Verfligung stehenden Ausbildungsplétze und der in den Einrichtungen mit der Anleitung beauftragten

Fachkrifte (Praxisanleitung) zu erstellen.

(5) Esist eine Schulordnung aufzustellen, welche insbesondere die Organisation des Schulbetriebes und die Grund-
sitze der Leistungsiiberpriifung sowie Leistungsbewertung enthélt.

(6) Der Einsatz der haupt- und nebenberuflichen Lehrkrifte in den Unterrichtsfichern oder Themenbereichen ist
unter Angabe der jeweiligen Stundenanteile in einer Ubersicht zusammenzustellen.

(7) Zwischen dem Tréger der Ausbildung und der Schiilerin oder dem Schiiler ist ein schriftlicher Ausbildungs-
vertrag zu schlieen. Der Ausbildungsvertrag muss mindestens enthalten:

1. die Bezeichnung der Ausbildungseinrichtung,
2. die Bezeichnung des Berufes,
3. den Beginn und die Dauer der Ausbildung,

4. Angaben iber das der Ausbildung zugrunde liegende Berufsgesetz und die entsprechende Ausbildungs- und
Priifungsverordnung,

5. die Dauer der regelméafBigen tiglichen oder wochentlichen Ausbildungszeit,
6.  die Dauer der Probezeit,
7. Angaben liber Zahlung und Hohe der Ausbildungsvergiitung, soweit dies im Berufsgesetz vorgesehen ist,

8. Angaben iiber die Hohe der Ausbildungskosten, soweit diese der Schiilerin oder dem Schiiler in Rechnung
gestellt werden,

9.  die Dauer des Urlaubs oder der Ferien,

10. die Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekiindigt werden kann,
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11.  Regelungen zur eventuell notwendigen Verldngerung der Ausbildung und
12.  Regelungen zur eventuell notwendigen Wiederholung der staatlichen Priifung.
Anderungen des Ausbildungsvertrages bediirfen der Schriftform.

(8) Die gesamte Ausbildung, insbesondere der theoretische und der praktische Unterricht, die praktische Aus-
bildung sowie die Leistungsiiberpriifungen sind angemessen zu dokumentieren.

(9) Alle die Ausbildung betreffenden Daten einschlieflich personenbezogener Daten diirfen in Akten und Dateien
gespeichert werden und sind am Standort der Schule aufzubewahren. Zur Sicherung der aufbewahrten Akten und
gespeicherten Dateien ist ein Datenschutzkonzept vorzulegen. Fiir die Speicherung von Dateien und die Aufbewah-
rung von Akten in der Schule gelten als Fristen fiir

1.  Akten der Schiilerinnen und Schiiler sowie Priifungsunterlagen, soweit diese nicht bei der zustdndigen Behorde
aufbewahrt werden, zehn Jahre,

2. Klassen- und Notenbiicher sowie Leistungsiiberpriifungen zwei Jahre,
3. Unterlagen iiber die Schulleitung und die Lehrkrifte zwei Jahre.

Alle sonstigen personenbezogenen Daten von Schiilerinnen und Schiilern sind nach Abschluss des Zwecks, fiir die sie
erhoben wurden, zu 16schen oder zu vernichten, spétestens zu dem Zeitpunkt, zu dem die Schiilerin oder der Schiiler
die Schule verldsst. Die Aufbewahrungs- oder Speicherungsfrist beginnt fiir Nachweise geméfl den Nummern 1 und 2
am Ende der Ausbildung der betroffenen Schiilerin oder des betroffenen Schiilers sowie gemafl Nummer 3 am Ende
des Ausbildungsjahres nach der Abberufung oder dem Ausscheiden der Schulleitung oder dem Ausscheiden der
betreffenden Lehrkraft aus der Schule.

(10) Sofern die Schule schliefit, die staatliche Anerkennung zuriickgenommen oder widerrufen wird, hat der Trager
der Schule die gesicherte Aufbewahrung der Akten und Speicherung von Dateien unter Einhaltung der in Absatz 9
Satz 3 benannten Fristen nachzuweisen.

§10

Aufsicht und Informationspflichten

(1) Die Schulen fiir Gesundheitsberufe unterliegen der staatlichen Aufsicht. Die Aufsicht erstreckt sich auf die
Einhaltung einer den Ausbildungszielen entsprechenden qualitativ hochwertigen Ausbildung und Priifung sowie auf
die Voraussetzungen der §§ 2 bis 9.

(2) Die zustdndige Behorde kann von der Schule jederzeit Informationen iiber maf3igebliche Tatsachen zum Schul-
betrieb anfordern und Einsicht in Ausbildungsunterlagen und Schulunterlagen nehmen. Sie fiihrt zur Uberpriifung der
Voraussetzungen der §§ 2 bis 9 regelméBig Inspektionen durch. Diese kénnen Stichprobeniiberpriifungen und Hos-
pitationen im theoretischen und praktischen Unterricht sowie Uberpriifungen der praktischen Ausbildungseinrichtun-
gen einschlieen.

(3) Der Triiger der Schule ist verpflichtet, der zustindigen Behorde wesentliche Anderungen der fiir die staatliche
Anerkennung mafgeblichen Tatsachen unverziiglich anzuzeigen und geplante wesentliche Anderungen rechtzeitig zu
beantragen. Als wesentliche Anderungen gelten insbesondere ein Standort- oder Trigerwechsel, ein Wechsel in der
Schulleitung oder des hauptberuflichen Lehrpersonals, Anderungen der Héchstzahl der Ausbildungsplitze, das Vor-
haben, grundlegend von den nach § 9 beigebrachten Ausbildungsunterlagen abzuweichen sowie die geplante Beendi-
gung des Ausbildungsbetriebes.

(4) Der Triger der Schule ist verpflichtet, Auskunft insbesondere iiber statistische Daten gegeniiber der zustindi-
gen Behdrde und autorisierten Dritten zu erteilen.

(5) Die Schule ist verpflichtet, den Schiilerinnen und Schiilern zu Beginn der Ausbildung alle einschlidgigen
Rechtsvorschriften fiir die Ausbildung und soweit vorhanden den Rahmenlehrplan des Landes Brandenburg, das
Curriculum, die Rahmenstundentafel, den Rahmenablaufplan sowie die Schulordnung in geeigneter Form bekannt zu
geben. Die konkrete Unterrichtsplanung ist den Schiilerinnen und Schiilern spétestens zwei Wochen vorab zur
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Kenntnis zu geben. Die Ausbildungsaufgaben fiir die einzelnen praktischen Ausbildungsabschnitte sind den Schiile-
rinnen und Schiilern rechtzeitig vor Beginn des jeweiligen praktischen Ausbildungsabschnittes zur Kenntnis zu ge-
ben.

§11

Erloschen der staatlichen Anerkennung

Die staatliche Anerkennung erlischt bei Schlieung der Schule.

§12
Zustindige Behorde

Zustandige Behorde zur Durchfithrung dieser Verordnung ist das fiir Gesundheit zustéindige Landesamt.

§13
Ubergangsregelung
(1) Staatliche Anerkennungen von Schulen, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung erteilt wurden, gelten fort.
Diese Anerkennungen konnen widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen des § 2 Absatz 2 bis 7 sowie der §§ 3

bis 9 nicht innerhalb von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung erfiillt werden.

(2) Die Voraussetzungen des § 4 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und des § 5 Absatz 2 gelten nicht fiir vor Inkrafttreten
dieser Verordnung bestitigte Schulleitungen und Lehrkréfte.

(3) Fiir Schulen geméf § 1 Nummer 12 gelten neben den Mafigaben dieser Verordnung die Regelungen des § 31
des Notfallsanititergesetzes.

(4) Vor Inkrafttreten dieser Verordnung erteilte Nebenbestimmungen bleiben unberiihrt.

§ 14

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Potsdam, den 25. Februar 2015

Die Ministerin flir Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie

Diana Golze
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	(9) Alle die Ausbildung betreffenden Daten einschließlich personenbezogener Daten dürfen in Akten und Dateien gespeichert werden und sind am Standort der Schule aufzubewahren. Zur Sicherung der aufbewahrten Akten und gespeicherten Dateien ist ein Datenschutzkonzept vorzulegen. Für die Speicherung von Dateien und die Aufbewahrung von Akten in der Schule gelten als Fristen für
	1. Akten der Schülerinnen und Schüler sowie Prüfungsunterlagen, soweit diese nicht bei der zuständigen Behörde aufbewahrt werden, zehn Jahre,
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	3. Unterlagen über die Schulleitung und die Lehrkräfte zwei Jahre.
	Alle sonstigen personenbezogenen Daten von Schülerinnen und Schülern sind nach Abschluss des Zwecks, für die sie erhoben wurden, zu löschen oder zu vernichten, spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem die Schülerin oder der Schüler die Schule verlässt. Die Aufbewahrungs- oder Speicherungsfrist beginnt für Nachweise gemäß den Nummern 1 und 2 am Ende der Ausbildung der betroffenen Schülerin oder des betroffenen Schülers sowie gemäß Nummer 3 am Ende des Ausbildungsjahres nach der Abberufung oder dem Ausscheiden der Schulleitung oder dem Ausscheiden der betreffenden Lehrkraft aus der Schule.
	(10) Sofern die Schule schließt, die staatliche Anerkennung zurückgenommen oder widerrufen wird, hat der Träger der Schule die gesicherte Aufbewahrung der Akten und Speicherung von Dateien unter Einhaltung der in Absatz 9 Satz 3 benannten Fristen nachzuweisen. 
	(2) Die zuständige Behörde kann von der Schule jederzeit Informationen über maßgebliche Tatsachen zum Schulbetrieb anfordern und Einsicht in Ausbildungsunterlagen und Schulunterlagen nehmen. Sie führt zur Überprüfung der Voraussetzungen der §§ 2 bis 9 regelmäßig Inspektionen durch. Diese können Stichprobenüberprüfungen und Hos-pitationen im theoretischen und praktischen Unterricht sowie Überprüfungen der praktischen Ausbildungseinrichtungen einschließen.
	(3) Der Träger der Schule ist verpflichtet, der zuständigen Behörde wesentliche Änderungen der für die staatliche Anerkennung maßgeblichen Tatsachen unverzüglich anzuzeigen und geplante wesentliche Änderungen rechtzeitig zu beantragen. Als wesentliche Änderungen gelten insbesondere ein Standort- oder Trägerwechsel, ein Wechsel in der Schulleitung oder des hauptberuflichen Lehrpersonals, Änderungen der Höchstzahl der Ausbildungsplätze, das Vorhaben, grundlegend von den nach § 9 beigebrachten Ausbildungsunterlagen abzuweichen sowie die geplante Beendigung des Ausbildungsbetriebes.
	(4) Der Träger der Schule ist verpflichtet, Auskunft insbesondere über statistische Daten gegenüber der zuständigen Behörde und autorisierten Dritten zu erteilen.
	(5) Die Schule ist verpflichtet, den Schülerinnen und Schülern zu Beginn der Ausbildung alle einschlägigen Rechtsvorschriften für die Ausbildung und soweit vorhanden den Rahmenlehrplan des Landes Brandenburg, das Curriculum, die Rahmenstundentafel, den Rahmenablaufplan sowie die Schulordnung in geeigneter Form bekannt zu geben. Die konkrete Unterrichtsplanung ist den Schülerinnen und Schülern spätestens zwei Wochen vorab zur Kenntnis zu geben. Die Ausbildungsaufgaben für die einzelnen praktischen Ausbildungsabschnitte sind den Schülerinnen und Schülern rechtzeitig vor Beginn des jeweiligen praktischen Ausbildungsabschnittes zur Kenntnis zu geben.
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